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Der Zürcher Kantonsrat hat am
Montagmorgen einen Vorstoss
für ein kantonalesHandyverbot
an der Volksschule überwiesen.
Die Regierung muss nun ent-
sprechende verbindliche Richt-
linien prüfen.

Der Kantonsrat hat sich am
Montagmorgen mit einer knap-
pen Mehrheit für strengere Re-
geln im Umgang mit digitalen
Geräten ausgesprochen. Mit 92
zu 82 Stimmen bei zwei Enthal-
tungen überwies das Parlament
ein Postulat, das verbindliche
kantonale Richtlinien fordert.

Demnach soll die Nutzung
privater Smartphones, Tablets
und Notebooks durch Schüle-
rinnen und Schüler auf dem
Schulareal untersagt werden.
Durch diese Überweisung er-
hält der Regierungsrat nun den
Auftrag, innert zweier Jahre
einen entsprechenden Bericht
auszuarbeiten.

Das von SVP und EDU ein-
gereichte Postulat verlangt eine
Ausweitung des Verbots auf alle
Stufen vom Kindergarten bis
zum Ende der neunten Klasse.
Die Regelung soll nicht nur für
die eigentliche Unterrichtszeit
gelten,sondernauchdiePausen
sowie sämtliche Tages- und Be-
treuungsstrukturen der Schulen
und Gemeinden umfassen. Die
Postulanten argumentieren,
dass bereits die blosse Anwe-

senheit von Smartphones die
Konzentration massiv beein-
trächtige.

Widerstand gegen
kantonale Einheitslösung
Trotz der Annahme zeigte sich
im Kantonsrat ein gespaltenes

Bild. Während die Befürworter
von einer notwendigen Klärung
sprachen,wehrten sichmehrere
Fraktionen gegen eine Einheits-
lösung. David Garcia Nuñez
(AL, Zürich) sprach sich vehe-
ment gegen ein pauschales
Handyverbot aus, und auch die

FDP-Fraktion lehnte den Vor-
stoss ab.

Nadia Koch (GLP, Rümlang)
erkannte zwar die Problematik
an, betonte jedoch, dass eine
kantonale Regelung der falsche
Weg sei und die Verantwortung
vor Ort bei den einzelnen Schu-

len liegenmüsse.HanspeterHu-
gentobler (EVP,Pfäffikon)warn-
te davor, dass eine starre Lösung
von oben den Schulen den Spiel-
raum für eigene Regelungen
nehme. Die EVP forderte statt-
dessen die Förderung der Me-
dienkompetenz und kritisierte
den Vorstoss als Symbolpolitik.

Die Grünen beschlossen
Stimmfreigabe, während die
Mitte-Partei die Überweisung
alsPrüfauftragandieRegierung
unterstützte, was letztlich aus-
schlaggebend für die knappe
Mehrheit war.

Stress, Schlafprobleme
undMobbing
Die Initianten erhoffen sich von
einem kantonalen Verbot eine
deutliche Entlastung im Schul-
alltag. Private Geräte würden
immer wieder zu Disziplinar-
problemen und aufwendigen
Diskussionen mit den Eltern
führen. Zudem verwiesen die
Postulanten auf den Umstand,
dass eine dauernde Bildschirm-
nutzung zu Stress und Schlaf-
problemen führe sowie Mob-
bing und Gruppendruck unter
den Jugendlichen verstärke.

Ein weiterer wichtiger As-
pekt für die Befürworter ist die
Beseitigung des aktuellen Fli-
ckenteppichs bei den Schulre-
geln. Bislang handhaben die
einzelnen Gemeinden im Kan-

ton Zürich das Thema sehr
unterschiedlich, was für Unsi-
cherheit sorge.Schulenmithan-
dyfreiem Alltag würden von
mehr Ruhe und einem deutlich
besseren Lernklima berichten.
Die Volksschule werde dadurch
als Lernort gestärkt.

Ausnahmen für
pädagogische Zwecke
Obwohl das Postulat strenge
Regeln für die Schulen fordert,
sieht es spezifische Ausnahmen
vor. Die Nutzung soll weiterhin
erlaubt bleiben, wenn dies aus
gesundheitlichen Gründen
zwingenderforderlich ist.Eben-
soausgenommensindschulisch
verwaltete Geräte, die für den
Unterricht benötigt werden.
WennderdigitaleEinsatz durch
die Schule selbst gesteuertwird,
dürfen die Geräte weiterhin im
Klassenzimmer verwendet wer-
den.

ImZentrumdesgeforderten
Verbots stehen somit aus-
schliesslich die privaten Smart-
phones mit ihren unkontrollier-
baren Apps. Der Regierungsrat
muss dem Parlament nun auf-
zeigen, wie eine verbindliche
kantonale Richtlinie ausgestal-
tetwerdenkönnte, ohnedie von
Kritikern befürchtete Ein-
schränkung der kommunalen
Autonomie zu überstrapazie-
ren. (sda)

Sturmbilanz Die Schäden des
heftigen Gewitters vom Freitag
fallen im Kanton Zürich deut-
lich höher aus als zunächst an-
genommen. Die Gebäudeversi-
cherung Kanton Zürich (GVZ)
rechnet aktuell mit rund 200
Millionen Franken – ursprüng-
lich war von 30 Millionen Fran-
ken die Rede.

Derzeit liegen derGebäude-
versicherung des Kantons Zü-
rich rund 11’600 Schadenmel-
dungen vor. «Und es gehen im-
mer noch Meldungen ein»,
teilte die GVZ amMontagmit.

Die bisherigen Schadenauf-
nahmen über das Wochenende
zeigten, dass die einzelnen
Schäden grösser und teurer sei-
en als unmittelbar nachdemEr-
eignis angenommen, heisst es
weiter. Deshalb rechnet die
GVZ inzwischenmit einer Scha-
densumme von rund 200 Mil-
lionen Franken.

Am Freitag war die Gebäu-
deversicherung noch von mehr
als 2000 Schadenmeldungen
und einer Schadensumme von
rund 30Millionen Franken aus-
gegangen.

Diemeisten Schädenbetref-
fen laut GVZ Dächer, Ziegel,
zerschlagene Oberlichter oder
Dachfenster. Hinzu kommen
viele Schäden an Photovoltaik-
anlagenoder Storen.Aneinigen
StellenwurdenHagelkörnermit
einem Durchmesser von bis zu
sechs Zentimetern gemessen.
Regional starke Winde hätten
den Hagelschlag zusätzlich ver-
stärkt.

DieGebäudeversicherung setze
alles daran, die Schäden «rasch
und unkompliziert» abzuwi-
ckeln, teilt siemit.DamitdieBe-
arbeitung der Schadenmeldun-
gen speditiv vorankomme, zog
die Versicherung zusätzliches
Personal aus anderen Abteilun-
gen sowie Schätzerinnen und
Schätzer aus anderen Bezirken
hinzu.

Trotz des «Massenschaden-
ereignisses»,wieesdieGVZbe-
zeichnet, könne die Prämie sta-
bil gehaltenwerden, heisst es in
der Medienmitteilung weiter.
DieGVZsei hinreichendkapita-
lisiert, um eine solche Schaden-
summe aufzubringen, wird der
Regierungsrat und Verwal-
tungsrat der GVZ, Mario Fehr,
in derMitteilung zitiert.

Am Montag gab auch die
Schweizerische Hagel-Versi-
cherungs-Gesellschaft bekannt,
dass das kräftige Gewitter mit
Hagel erhebliche Schäden an
landwirtschaftlichen Kulturen
verursachte. Das Schadenvolu-
men an versicherten Kulturen
schätzt die Gesellschaft auf bis
zu 10Millionen Franken.

Am Freitagmorgen hatte
eine heftige Gewitterfront mit
Hagel für grosse Schäden ge-
sorgt – auch im Kanton Zürich.
Besonders hart traf es beispiels-
weise Bülach oder die Region
Winterthur. Dort wurden meh-
rere Personen durch Hagelkör-
ner leicht verletzt. Durch den
Hagel wurden zudem Dach-
fenster und Autoscheiben ein-
geschlagen. (sda)

Der Zürcher Kantonsrat hat ein
Kopftuchverbot an öffentlichen
Schulen gefordert. Der Regie-
rungsratmussnuneineentspre-
chende Gesetzesgrundlage aus-
arbeiten.

Das Zürcher Kantonsparla-
ment hat am Montagnachmit-
tag eine umstritteneMotion der
SVP überwiesen. Der Vorstoss
verlangt ein Kopftuchverbot für
MädchenundFrauen an sämtli-
chen öffentlich-rechtlichen
Schulen undKindergärten.

Der Rat stimmte demAnlie-
gen mit 87 zu 82 Stimmen bei 6
Enthaltungen knapp zu. Die
bürgerliche Seite aus SVP und
FDP sowie Teile von GLP und
EVPverhalfendemVorstoss zur
Mehrheit, während sich die
Ratslinke sowiedieMitte-Partei
dagegenstellten.

Der Zürcher Regierungsrat
hatte bereits im Vorfeld signali-
siert, dass er bereit sei, die Mo-
tion entgegenzunehmen. Bil-
dungsdirektorin Silvia Steiner
(Mitte) bekräftigte, dass die
Kantonsregierung gewillt sei,
eine verfassungskonforme Vor-
lage auszuarbeiten. Nach der
Überweisung hat der Regie-
rungsrat nun zwei Jahre Zeit,
um dem Parlament einen ent-
sprechenden Bericht und An-
trag zu unterbreiten.

In der teils emotional ge-
führtenDebattemachtedieSVP
klar, dass sie das Kopftuch als
Zeichen der Unterdrückung
sieht. Kantonsrat Tobias Infor-
tuna (SVP, Egg) betonte, dass

die Schule ein Ort der freien
Entfaltung seinmüsse. Siemüs-
se frei von Religionen sein, die
Mädchen andere Regeln auf-
erlegen als Knaben.

Die Diskriminierung von
Frauen sei kein verfassungs-
rechtlich geschütztes Grund-
recht, führte Infortuna weiter
aus und sprach von einer frau-
enfeindlichen Auslegung einer
religiösen Schrift aus dem Mit-
telalter.

Domenik Ledergerber (SVP,
Herrliberg) ergänzte, das Kopf-
tuch sei kein religiöses Symbol,
sondern stehe für den politi-
schen Islam. Urs Wegmann
(SVP, Neftenbach) warnte das
Parlament davor, dass man mit
einerAblehnungderMotion die
Islamisten unterstützen würde.

Um ihren Forderungen Nach-
druck zu verleihen, drohte die
SVP während der Debatte an,
eineVolksinitiative für einKopf-
tuchverbot zu lancieren, sollte
das Anliegen auf parlamentari-
schemWeg scheitern.

HeftigeKritik von
derRatslinken
Auf der linken Ratsseite stiess
die Forderung auf vehementen
Widerstand. Benjamin Walder
(Grüne, Wetzikon) forderte, die
Motion abzulehnen, da es statt-
dessen differenziertere Mass-
nahmen brauche. Sehr persön-
lich äusserte sich Mandy Abou
Shoak (SP, Zürich): Sie sei selbst
Muslimin und kenne Frauen,
diedasKopftuch tragen,weil sie
es explizitmöchten.

Ihre Parteikollegin SibylleMar-
ti (SP, Zürich) warf der SVP vor,
mit dem Vorstoss gezielt Res-
sentiments gegenüber Musli-
minnenundMuslimenzuschü-
ren. Rafael Mörgeli (SP, Stäfa)
bezeichnete ein Kopftuchver-
bot für Kinder als rechtlich gar
nicht umsetzbar, da dies im di-
rekten Widerspruch zur garan-
tierten Religionsfreiheit stehe.
Auch die Mitte-Partei sprach
sichgegendieMotionaus,daes
gemäss Kathrin Wydler (Mitte,
Wallisellen) falsch sei, ein ein-
ziges religiöses Symbol heraus-
zugreifen.

Frankreich dient der SVP
als Vorbild
ImVorstosswirdunter anderem
auf Frankreich verwiesen. Dort
kenne man ein Kopftuchverbot
an Schulen bereits seit dem Jahr
2004. Dieses habe gemäss der
Motion dazu geführt, dass sich
muslimische Schülerinnen bes-
ser integrieren und bessere
Schulabschlüsse erzielen wür-
den als noch vor demVerbot.

Sollte der Zürcher Regie-
rungsrat in seiner künftigenGe-
setzesvorlage allfällige Ausnah-
men vorsehen, macht die Mo-
tion dazu klare Vorgaben.
Solche Ausnahmen dürfen ge-
mäss dem Text nur gewährt
werden, wenn sich das Tragen
nachweislichmit demBildungs-
und Gleichstellungsauftrag der
Schulen vereinbaren lässt und
keine Rechte Dritter dadurch
beeinträchtigt werden. (sda)

Die Initianten einesHandyverbots erhoffen sich von einem kantonalen Verbot eine deutliche Entlastung
im Schulalltag. Symbolbild: Keystone

Geht es nachder SVP, dürfenMädchen und Frauen in der Volksschule
kein Kopftuchmehr tragen. Symbolbild: Sandra Ardizzone

Kantonsrat fordert Handyverbot
Mit einer knappenMehrheit hat sich das Kantonsparlament für strengere Regeln imUmgangmit digitalen Geräten ausgesprochen.

Sturmschäden auf 200
Millionen Franken gestiegen

Bald Kopftuchverbot an Zürcher Schulen?
Der Kantonsrat hat eine umstritteneMotion der SVP knapp überwiesen.


